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Und ewig grüßt der Untersee
Die Badesee-Pläne tauchen wieder auf und sorgen für eine scharfe Debatte. Der Verein Pro Grün will prüfen

lassen, ob zwei Bielefelder Politiker ihre Position missbraucht haben.

Sebastian Kaiser

¥ Bielefeld. Obwohl sich der
Rat der Stadt schon vor Jah-
ren dafür ausgesprochen hat,
die Pläne für einen Untersee
in den Papierkorb zu werfen
und die Johannisbachaue zum
Naturparadies zu entwickeln,
bleibt der Bau der umstritte-
nen Naherholungsanlage zu-
mindest theoretisch möglich.
Dafür haben CDU, FDP und
AfD im Regionalrat gesorgt.
Grüne, BUND und der Na-
turwissenschaftliche Verein
haben bereits heftig protes-
tiert. Jetzt fährt der Verein Pro
Grün scharfe Geschütze auf: Er
will die Entscheidung des Re-
gionalrates vom Düsseldorfer
Ministerium für Wirtschaft,
Landesplanung und Raumord-
nung überprüfen lassen.

„CDU und FDP missbrau-
chen die Regionalplanung für
kommunalpolitische Ränke-
spiele. Damit ist der Stadt
wahrscheinlich sogar Schaden
entstanden“, sagen Tilman
Rhode-Jüchtern, Martin En-
derle und Michael Blaschke.

DerPlan,zwischendemVia-
dukt am Obersee und Brake
einen Untersee als Freitzeitge-
wässer anzulegen, ist über
50 Jahre alt. Mehrere Vereine,
Initiativen, Investoren, Planer
und Dezernenten haben sich
im Laufe der Jahre dafür stark-
gemacht. Von Anfang an gab
es auch Kritik: Das Vorhaben
sei weder machbar noch be-
zahlbar, es schade der Natur
und löse viel zu viel Verkehr
aus. Außerdem, so der um-
weltpolitische Sprecher der
Grünen, Klaus Feurich-To-

bien, solle damit kein Badesee
für alle Bielefelder geschaffen
werden, sondern vor allem teu-
res Bauland mit Seeufer für das
Klientel von CDU und FDP.

Als Gegenentwurf gibt es seit
langem landschaftsplanerische
Konzepte, um die Johannis-
bachaue in ein über 200 Hekt-
ar großes Naturschutzgebiet
mit Wanderwegen zu verwan-
deln. Mit Mehrheit hat der
Stadtrat diese Ziele beschlos-
sen. „Damit wurde die reale
Entwicklung des Gebietes zu
einem wertvollen Lebensraum
zum Wohl seltener Tier- und
Pflanzenarten nachvollzo-
gen“, so Pro Grün.

Im Regionalplan für OWL,
der die rechtliche Grundlage
für Bauvorhaben aller Art, für
Straßenprojekte, aber auch für
Naturschutzflächen ist, blieb
der Untersee jedoch einge-
zeichnet.

Derzeit wird der Plan über-
arbeitet. Über den neuen Re-

gionalplan, der bis 2045 ver-
bindlich sein wird, entschei-
det der Regionalrat. Der hat
erst im Juni wieder getagt. Da-
bei ging es auch um den
Wunsch der Stadt Bielefeld,
den Untersee aus dem Plan zu
streichen.

Um das durchzusetzen, hät-
ten SPD und Grüne aber eine
Mehrheit gebraucht. Doch
CDU und FDP/Freie Wähler,
die zusammen zehn der 20 Sit-
ze im Regionalrat haben, hat-
ten schon vorher angekün-
digt, die Streichung zu blo-
ckieren. Stimmengleichheit
hätte dafür gereicht. Doch da
auch der AfD-Vertreter im Re-
gionalrat gegen die Heraus-
nahme des Sees stimmte, er-
gab sich sogar eine dünne
Mehrheit dafür, den Untersee
im Regionalplan stehenzulas-
sen.

„CDU und FDP haben einen
Ratsbeschluss ausgehebelt, an-
statt im Interesse ihrer Stadt

zu handeln. Mit einem Ta-
schenspielertrickblockierensie
eine wichtige Zukunftsent-
scheidung. Das ist ein Stück aus
dem Tollhaus“, schimpfen
Martin Enderle und Michael
Blaschke. Pro Grün fordert da-
her, den Entschluss des Re-
gionalrates zum Untersee zu-
rückzunehmen. Auch die Be-
zirksregierung favorisiere die
Naturschutzausweisung.

Die Stadt könnte
Landeszuschüsse
verlieren

Darüber hinaus will Pro
Grün die Aufsichtsorgane des
Regionalrates bei der Bezirks-
regierung Detmold und im
Düsseldorfer Wirtschaftsmi-
nisterium einschalten. Sie sol-
len prüfen, „ob der Regional-
rat durch einzelne Mitglieder
missbraucht wurde, um kom-
munale Entscheidungen zu
blockieren“.

Zudem bittet Pro Grün den
Oberbürgermeister, zu prü-
fen, ob Bielefelder Mitglieder
des Regionalrates – gemeint
sind Detlef Helling (CDU) und
Jan Maik Schlifter (FDP) – „ge-
bundenwerdenkönnen,fürdie
Umsetzung des Ratsbeschlus-
ses zu votieren“. Das könnte
im Herbst der Fall sein, wenn
abschließend über den neuen
Regionalplan abgestimmt
wird.

Bleibe der Untersee weiter-
hin Teil des Regionalplanes,
könne das Gebiet nicht als Na-
turschutzfläche ausgewiesen
werden. Dadurch könnten der
Stadt Landesmittel für die Wei-

terentwicklung der Fläche ver-
lorengehen, moniert Michael
Blaschke. Während die Na-
turschutzverbände darauf hin-
weisen, dass sich die Johan-
nisbachaue bereits zu einem
einmaligenLebensraumfür ge-
schützte Tier- und Pflanzen-
arten entwickelt habe, macht
Pro Grün zudem deutlich, dass
der Bau eines Untersees „kei-
ne Realisierungschance“ habe.
In Zeiten des Klimawandels,
gelinge es nur mit großen An-
strengungen, die Wasserquali-
tät des Obersees einigerma-
ßen im Griff zu behalten. Dass
in einem nachgeschalteten
Untersee die Wasserqualität
sprunghaft ansteige, so dass er
als Freizeitsee tauge, sei „uto-
pisch“.

Die FDP weist die Kritik em-
pört zurück und bezeichnet
Pro Grün als „Aktivistenver-
ein“. „Vorgebliche Natur-
schützer und ihre Parteiorga-
ne als notorische Standort-
bremsen“ würden es seit Jahr-
zehnten schaffen, jede Überle-
gung, wie in Bielefeld eine grö-
ßere Wasserfläche zur Nah-
erholung entstehen könne, im
Keim zu ersticken. „Dabei ist
der Bedarf unbestritten, wenn
man sich den Obersee mal an
einem Sonntag ansieht“, so Jan
Maik Schlifter.

Michael Blaschke hält da-
gegen: „Der Untersee ist eine
Chimäre. Die Befürworter soll-
ten endlich die Realität akzep-
tieren, dass dort eine Natur-
fläche entstanden ist und der
Obersee, der ursprünglich für
den Naturschutz vorgesehen
war, heute der Freizeit und Er-
holung dient.“

Martin Enderle, Tilman Rhode-Jüchtern und Michael Blaschke
(v. l.) von Pro Grün machen sich für die Renaturierung der Johan-
nisbachaue stark. Foto: Jörg Dieckmann

„Bündnis Verkehrswende“
prüft rechtliche Schritte

Der Bau der L712n und Ausbau der „Herforder“
stünden im Widerspruch zu den Klimazielen.

Michael Schläger

¥ Bielefeld. Das Bündnis
„Verkehrswende OWL“
schließt weitere rechtliche
Schritte nicht aus, sollten die
Stadt Bielefeld und das Land
NRW am Bau der L712n und
dem Ausbau der Herforder
Straße festhalten. „Gültige
Rechtsnormen werden durch
eine Weiter-so-Politik ver-
letzt“, sagte am Mittwoch Go-
dehard Franzen von der Ini-
tiative „Mut zur Verkehrswen-
de“, eine von 44 Organisatio-
nen und Vereinen, die sich bei
„Verkehrswende OWL“ zu-
sammengeschlossen haben.
Franzen bezieht sich auf Para-
graf 13 des Klimaschutzgeset-
zes. Dabei handelt es sich um
das sogenannte Berücksichti-
gungsgebot. „Gegen dieses Ge-
bot wird verstoßen, weil die Be-
lange des Klimaschutzes nicht
ausreichend geprüft worden
sind.“

Margit Mölder-Ruiz (Pa-
rents for Future) forderte die
Stadt auf, die Grundstücke, die
für den Bau der L712n benö-
tigt würden, nicht ans Land ab-
zugeben. Schon lange liege da-
zu eine entsprechende Bür-
gereingabe vor. Diese sei aber
bislang ignoriert und nicht im
Stadtentwicklungsausschuss
behandelt worden. „Sollte dies
nicht kurzfristig nach den
Sommerferien geschehen, wer-
den wir Beschwerde bei der
Kommunalaufsicht der Be-
zirksregierung einlegen“, sag-
te Mölder-Ruiz. Trotz voll-
mundiger Beschlüsse zur Kli-
maneutralitätbis2035habeder
Klimaschutz im Rat nicht den
Stellenwert, den er verdiene.

Die L712n ist die Verlänge-
rung der Ostwestfalenstraße
von Altenhagen bis nach Bra-
ke. Dort mündet sie auf die
Herforder Straße. Die wieder-
um soll zwischen Baumheide
und Brake vierspurig ausge-
baut werden. Adalbert Nie-

meyer-Lüllwitz vom Bund
Umwelt- und Naturschutz
(BUND) forderte mindestens
ein Moratorium, um die Pla-
nungen zu überdenken.

Auf Kritik bei den Verbän-
den stößt vor allem auch die
Größe des Kreuzungsbereichs,
der an der Einmündung der
L712n auf die dann vierspurig
ausgebaute Herforder Straße
entstehen würde. Immens
wichtig sei auch der Schutz der
angrenzenden Johannisba-
chaue. „Außerdem ist in den
aktuellen Planungen über-
haupt noch nicht berücksich-
tigt, dass zwischen Bielefeld
und Herford ein Radschnell-
weg entstehen soll.“

Auch die Planungen für die
Ortsumgehung Ummeln sto-
ßen beim Bündnis „Verkehrs-
wende OWL“ weiterhin auf
Ablehnung. Godehard Fran-
zen sagte, absehbar sei, dass
sich der Bau ohnehin wegen
des noch nicht bestehenden
Baurechts und drohender Kla-
gen über Jahre hinziehen wer-
de. Vernünftiger sei es des-
halb, die Ortsdurchfahrt Um-
meln städtebaulich aufzuwer-
ten. Dazu könne eine Tempo-
30-Regelung zählen, ein
Durchfahrtverbot für Lkw und
der Bau von Querungshilfen.

Grundsätzlich müsse der
Autoverkehr in Bielefeld und
der Region dringend verrin-
gert werden. Vom Ziel einer
Halbierung des motorisierten
Individualverkehrs bis 2030 sei
die Stadt noch weit entfernt.
Das Bündnis setzt sich des-
halb für einen verstärkten Aus-
bau des Öffentlichen Perso-
nennahverkehrs ein. Vor al-
lem die Verbindungen auf den
wichtigen Pendlerstrecken
zwischen Herford und Biele-
feld müssten verbessert wer-
den. Dazu gehörten Schnell-
busangebotegenausowiePark-
&-Ride-Plätze, etwa am Bahn-
hof Brake, oder ein Bahn-Hal-
tepunkt in Ummeln.

Roland Tillmann, Adalbert Niemeyer-Lüllwitz, Margit Mölder-Ru-
iz und Godehard Franzen (v. l.). Foto: Barbara Franke

Park and Ride:
„Noch Luft nach oben“
Die CDU setzt sich für mehr Anlagen an den

Stadtbahn-Haltestellen ein.

¥ Bielefeld. Die CDU bekräf-
tigt ihre Forderung nach mehr
Park-and-Ride-Anlagen
(P+R) an der Stadtbahn. Frak-
tionschef Ralf Nettelstroth:
„Erste Ergebnisse einer
deutschlandweiten Erhebung
des Automobilclubs Europa
(ACE) für Bielefeld bestätigt,
dassnochjedeMengeLuftnach
oben vorhanden ist. Dabei sind
P+R-Anlagen ideal, um Pkw-
Pendler aus dem Umland zum
Umstieg in die Stadtbahn zu
bewegen.“ Obwohl der Bedarf
außer Zweifel stehe, mache die
Linkskoalition im Rathaus bis-
lang keine Anstalten, die Si-
tuation zu verbessern, so Net-
telstroth. Für die nächsten drei

Jahre gäbe es wohl bisher noch
keine Planungen. Als gut sei
vom ACE lediglich die Anlage
in Milse mit 260 Stellplätzen
eingestuft worden.

Die Verkehrswende, so die
CDU, könne nur gelingen mit
einer vernünftigen Verknüp-
fung der verschiedenen Ver-
kehrsmittel: „Wir brauchen
dafür mehr attraktive P+R-An-
lagen. Dazu gehören E-Lade-
stationen genauso wie Stell-
plätze für Fahrräder. Und um
die Motivation der Autofah-
rer am Stadtrand zum Um-
stieg auf den ÖPNV zu stei-
gern, könnte für die Nutzer ein
Kombi-Ticket für Bus und
Bahn angeboten werden.“

Bielefelder Bündnis hat
Anti-Polizei-Demo angemeldet

In den sozialen Netzwerken wird die Stimmung angeheizt und offen zur
Gewalt aufgerufen. Die Polizei ist alarmiert.

¥ Bielefeld/Herford (mei).
Nach den Polizeischüssen auf
einen 19-jährigen Herforder
hateinBielefelderBündniseine
Demonstration gegen Polizei-
gewalt angemeldet.

Unbekannterufen in denso-
zialen Netzwerken nun zu Ge-
walt auf, wünschen sich Zu-
stände wie in Frankreich. Die
Stimmung kocht hoch.

Die Videobeiträge sind kurz,
häufig nur wenige Minuten
oder gar Sekunden lang. Sie
weisen auf die Anti-Polizei-
Demo hin, die am kommen-
den Samstag, 15. Juli, 14 Uhr,
am Herforder Bahnhof begin-
nen und durch die Innenstadt
führen soll. Sie werden tau-

sendfach angeklickt, im Inter-
net geteilt und ernten teils hun-
dertfache Kommentare, in
denen offen zur Gewalt aufge-
rufen wird.

Die Kommentatoren, die
vorwiegend unter Pseudonym
agieren, stellen einen direkten
Zusammenhang zwischen den
Polizeischüssen auf den 19-
jährigen Herforder und einem
Vorfall in Frankreich her: Dort
wurde am 27. Juni ein 17-Jäh-
riger bei einer Verkehrskon-
trolle durch einen Polizei-
schuss getötet.

Die Tötung des 17-Jährigen
im Pariser Vorort Nanterre war
gefilmt worden; der für die Tö-
tung verantwortliche Polizist

wurde festgenommen. Tage-
lang gab es daraufhin landes-
weit schwere Ausschreitungen
in Frankreich.

Randalierer hatten Fahrzeu-
ge und Mülltonnen in Brand
gesetzt, Polizisten wurden mit
Feuerwerkskörpern angegrif-
fen. Solche Zustände wün-
schen sich nun offenbar zahl-
reiche Kommentatoren, wie
eine Auswertung der Kom-
mentare zu verschiedenen Vi-
deobotschaften zeigt.

„Wir haben von solchen Äu-
ßerungen Kenntnis“, bestätigt
Simone Lah-Schnier, Presse-
sprecherin der Kreispolizeibe-
hörde Herford, auf Nachfrage
der NW.

Der Untersee sollte sich wie auf dieser Fotomontage dargestellt vom Viadukt bis nach Brake erstrecken. Die Ratsmehrheit lehnt ihn ab und will, dass er aus dem Regionalplan ge-
strichen wird. Das haben CDU und FDP jetzt allerdings verhindert. Foto: Wittig, Montage: NW
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